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Koalitionsfriede vor Klimaschutz: Gefahr für Klimaschutzziele
und  Freiheitsrechte  junger  Menschen  /  Parlamentarische
Beratungen  der  Gesetze  zu  Gebäudeenergie  und  Kommunaler
Wärmeplanung müssen für schnelle Emissionsminderungen genutzt
werden – neue sozial gerechte Förderanreize als Game-Changer

Berlin  (14.  Juni  2023).  Zur  gestrigen  Einigung  der
Ampelfraktionen  über  Leitplanken  für  die  parlamentarische
Beratung  des  Gebäudeenergiegesetzes  (GEG)  erklärt  Christoph
Bals,  Politischer  Geschäftsführer  der  Umwelt-  und
Entwicklungsorganisation  Germanwatch:  „Eine  Koalitionskrise
scheint  abgewendet,  aber  das  Risiko  einer  eskalierenden
Klimakrise  wird  durch  solches  Handeln  verstärkt.  Das
Bundesverfassungsgericht  ist  in  seinem  Klimabeschluss
eindeutig: Klimamaßnahmen dürfen nicht einseitig zu Lasten der
Freiheitsrechte  jüngerer  Generationen  in  die  Zukunft
verschoben werden. Genau das tut aber die gestrige Einigung.
Statt einen klaren Fahrplan zum Erreichen der Klimaziele für
2030, 2040 und 2045 im Gebäudesektor zu schaffen, verschiebt
sie  das  Handeln  im  Gebäudebestand  um  Jahre  und  lässt  den
Einbau von Gasheizungen zunächst noch zu. Die Geschwindigkeit
der Emissionsreduktion bleibt offen.“

„Wie  im  Verkehrssektor  drohen  nun  auch  im  Gebäudebereich
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weitere  Jahre  des  Stillstandes  und  das  Erreichen  der
Emissionsminderungsziele für 2030 rückt in weite Ferne. Das
von Klara Geywitz und Robert Habeck im Juli 2022 vorgelegte
Gebäudesofortprogramm,  schon  damals  vom  Expertenrat  für
Klimafragen als unzureichend gerügt, wird durch die gestrige
Entscheidung vollkommen entkernt.

„Die Entscheidung, dass beim Heizen ein Weiter so erst mit Gas
und später mit Wasserstoff möglich sein soll, droht für die
Menschen durch massiv steigende CO2-Preise und teurem weil
knappen Wasserstoff zur Kostenfalle zu werden“, sagt Bals.
„Das parlamentarische Verfahren zum GEG und zur kommunalen
Wärmeplanung muss nun genutzt werden, um die offenen Fragen
des  gestrigen  Beschlusses  im  Sinne  von  Klimaschutz  und
sozialer Gerechtigkeit zu beantworten. Zwingend ist erstens,
nun  die  Unabhängigkeit  der  kommunalen  Wärmeplanung
sicherzustellen,  da  viele  Stadtwerke  ein  wirtschaftliches
Eigeninteresse  haben.  Um  Menschen  vor  Fehlinvestitionen  zu
schützen,  muss  zweitens  geklärt  werden,  was  mit  in  den
kommenden  Jahren  neu  gebauten  Gasheizungen  passieren  wird,
wenn  der  Gasnetzbetreiber  keine  Transformation  zu  grünem
Wasserstoff plant. Drittens besteht jetzt die Chance, durch
eine  intelligente  Förderkulisse  sowohl  den  Ausbau  von
erneuerbaren  Wärmenetzen  schnell  zu  ermöglichen  als  auch
Menschen  mit  wenig  Geld  eine  wärmepumpentaugliche
Teilsanierung und den Einbau einer Wärmepumpe zu ermöglichen.
Das  erfordert  zum  einen,  die  gestern  beschlossene  soziale
Ausrichtung der Förderprogramme ernst zu nehmen und auf das
Prinzip Gießkanne zu verzichten. Und zum anderen, durch die
bessere  Nutzung  von  Energieeinspar-Contracting  mit
zinsvergünstigten Bausparkrediten die Investitionen auch für
Menschen sozialverträglich zu ermöglichen, die sonst nicht das
Geld dafür hätten, “ so Bals.
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